
dafür zuständigen Leiter die Ordnung und Sicherheit 
beim Führen der Nachweise und Belege entsprechend 
den dienstlichen Anweisungen gewährleistet waren und 
welche Vorkehrungen und Kontrollen bestanden, da
mit Nachweise und Belege nicht mißbräuchlich durch 
Unbefugte benutzt werden konnten.
Diese Versäumnisse in der Sachaufklärung wird das 
Stadtbezirksgericht nunmehr nachzuholen haben. Erst 
dann wird die Frage beantwortet werden können, ob 
die Klägerin
a) den Schaden allein verursacht oder
b) zumindest leichtfertig im Umgang mit Nachweisen 
und Belegen war und somit den Schaden mitverursacht 
oder
c) bei ihrem vorzeitigen Dienstende voll ihren Dienst
pflichten entsprochen hat und deshalb materiell nicht 
verantwortlich gemacht werden kann.
Dabei ist auf folgendes hinzuweisen: Sollte im Ergeb
nis der neuerlich durchzuführenden Beweisaufnahme 
feststehen, daß im Postamt Ordnung und Sicherheit im 
Umgang mit Nachweisen und Belegen gewährleistet 
waren, so spräche dies eindeutig gegen die Klägerin. 
Hiervon könnte jedoch nur dann die Rede sein, wenn 
gesichert war, daß die Übergabe bei der Beendigung der 
Vertretungstätigkeit ordnungsgemäß erfolgte und dabei 
Nachweise und Belege vor jeder mißbräuchlichen Ver
wendung durch Dritte geschützt waren. Unter dieser 
Voraussetzung stünde auf Grund der beim Postscheck
amt eingegangenen Unterlagen, die sämtlich die Kenn
buchstaben der Klägerin ausweisen, fest, daß nur von 
ihr während der Dauer ihres Dienstes die entsprechen
den Belege abgestempelt worden sein können. Uber die 
dabei vereinnahmten Gelder müßte sie Rechenschaft 
ablegen.
Sollte sich hingegen erweisen, daß Ordnung und Sicher
heit beim Führen von Nachweisen und Belegen beim 
Postamt nicht voll gegeben waren, wäre eine materielle 
Verantwortlichkeit der Klägerin gänzlich auszuschlie
ßen, weil dann die Möglichkeit einer mißbräuchlichen 
Benutzung von Nachweisen und Belegen durch Dritte 
nach der vorzeitigen Beendigung des Dienstes nicht aus
geschlossen werden kann. Mit der Abrechnung wäre die 
Klägerin ihrer Rechenschaftspflicht nachgekommen. Spä
ter edngetretene Umstände, die auf Leichtfertigkeit und 
Sorglosigkeit im Umgang mit Nachweisen und Belegen 
beruhen und eine mangelnde Kontrolle durch den Lei
ter sichtbar machen, können der Klägerin nicht zur 
Last gelegt werden.
Eine Verpflichtung zum Schadenersatz in der vom 
Stadtbezirksgericht festgesetzten Höhe wäre allenfalls 
dann gerechtfertigt, wenn es die Klägerin — unbeschadet 
betrieblicher Mängel in Fragen von Sicherheit und Ord
nung beim Führen von Nachweisen und Belegen — 
entgegen der für sie bestehenden Möglichkeit verab
säumt haben sollte, die von ihr verwendeten Nachweise 
und Belege vor mißbräuchlicher Benutzung durch Dritte 
zu schützen.
Aus alledem ergibt sich, daß nach dem derzeitigen Stand 
der Beweiserhebungen selbst eine differenzierte Ver
pflichtung der Klägerin zum Schadenersatz nicht hätte 
erfolgen dürfen. Das Urteil des Stadtbezirksgerichts ver
letzt demnach das Gesetz durch mangelnde Sachauf
klärung (§§29, 30 AGO) und eine hierauf beruhende 
fehlerhafte Anwendung der Bestimmungen über die 
erweiterte materielle Verantwortlichkeit eines Werk
tätigen nach § 113 Ahs. 2 Buchst, b GBA. Es war des
halb auf den Kassationsantrag aufzuheben und die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Stadtbezirksgericht zurückzuverweisen (§ 9 Abs. 2 
AGO). Damit wird der Beschluß des Stadtgerichts gegen
standslos.
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